
I ZR 13/55
Verkündet 

am 19o Februar 1957
Grunau, Justizobersekr.
als Urkundsbeamter 
aer Geschäftsstelle

2508 084,

I

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
in dem Rechtsstreit 

der Firma MHZ Hachtel & Co* in S
Beklagten, Widerklägerin, Berufungs- 
klägerin und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof. Br,
g e g e n

die Firma Julius Z{ I, Inhaber Faul ZI

Klägerin, Widerbeklagte, Beruf uhgs- 
beklagte und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevöllmächtigters Rechtsanwalt Br,

hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
auf die mündliche Verhandlung vom 19® Februar 1957 
unter Mitwirkung des Präsidenten des Bundesgerichtshofes 
BrchoCo Weinkauff und der Bundesrichter Br« Krüge r~Ni e le nd, 
Br« Nastelski, Br. Weiß und Br. Spreng

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 3o Zivilsenats des Oberlandesgerichts Stuttgart 
vom 9® Bezember 1954 - unter Zurückweisung der weiter­
gehenden Revision - wie folgt abgeänderts

Bie Klage wird abgewiesen.
Auf die Widerklage wird die Klägerin verurteilt, 

es bei Meidung der vom Gericht anzudrohenden und für 
jeden Fall der Zuwiderhandlung festzusetzenden Geld­
oder Haftstrafe zu unterlassen, sich bei dem Angebot
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und dem Vertrieb sowie bei der Werbung für 
Vorhangschienen eines Zeichens zu bedienen, 
das im Rahmen eines Kreises ein Z zeigt, 
dessen unterer Querstrich mit dem Querschnitt 
einer Holzschiene verbunden ist«

Die weitergehende Widerklage wird abge­
wiesen.

Die Kosten des Rechtsstreits werden zu 
5/6 der Klägerin, zu V6 der Beklagten aufer­legt.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Pie Parteien sind Konkurrenten in der Herstellung 
und im Vertrieb von Vorhangschienen« Per Betrieb der Klä­
gerin wurde 1925 in gegründet und ist in das
Handelsregister als "Julius Inhaber Paul Zfl̂ -

eingetragen« Pie Klägerin beschäftigt 
ca« 80 Personen« Hauptgegenstand ihrer Produktion sind Schleu- 
dergarnituren« Pie Beklagte stellt seit dem Jahre 1928 eben­
falls Vorhangschienen her« Pie beklagte Firma ist seit 1« Fe­
bruar 1935 in das Handelsregister eingetragen und lautete 
ursprünglich "Mechanischer Hachtel-Zug, Hachtel & Co«”, 
seit 1« Februar 1935 ,fMHZ Hachtel & Co«"« Für die Beklagte 
wurden in den Jahren 1934 bis 1939 vier Warenzeichen in 
die Zeichenrolle eingetragen, und zwar

1«) am 3o5o1934 unter der laufenden Nr« 465 626 ein 
Zeichen, das in einem dunklen Kreis die hell aus­
gesparten Buchstaben "KHZ” mit der darunter be­
findlichen beschreibenden Angabe "Vorhangschiene 
ganz aus HoLz" mit einer in den dunklen Kreis 
hineinragenden plastisch wirkenden Barstellung 
einer Gleitschiene für Schleudergardinen zeigt 
(Bl 22), * *

2«) am 16o12«1935 unter der laufenden Kr 481 189
"MHZ"

(Mechanischer Hachtel-Zug)
Hachtel & Stäbler",

3o) am 22o1«1936 unter der laufenden Nr 482 246 
” Fm - Ha - Zet ",

4o) am 1o7o1939 unter der laufenden Nr 513 772 ein 
Zeichen, welches in einem Kreis unter einem Ad­
ler die Worte enthält "MHZ Hachtel & Co«”«

Sämtliche Warenzeichen sind eingetragen für "Vorhangschie­
nen und Zubehörteile, nämlich Laufrollen, Seitendeckelbe­
festigungen, Schiebetüren und Schiebetürenbeschlage«" Zur 
Bezeichnung ihrer Erzeugnisse im Verkehr verwendet die Be-
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klagte stets die Buchstaben MHZ«,

Biese Bezeichnung hat sich unstreitig für die Beklagte 
als Warenbezeichnung und Bestandteil ihrer Firma im Verkehr 
durchgesetzt.

Seit Anfang 1952 bezeichnete die Klägerin ihre 
Erzeugnisse mit-den Buchstaben ZHW, seit Februar 1953 
mit WZ (ein Z in einem Kreis mit einem kleinen aufge­
setzten W)o Zwischen den Parteien war wegen Unterlas­
sung der Benutzung von ZHWtlimd WZ als Warenzeichen beim 
Oberlandesgericht Stuttgart ein Rechtsstreit in der Beru­
fungsinstanz anhängige Ein in diesem Verfahren geschlossener 
widerruflicher Vergleich, in welchem sich die Klägerin 
verpflichtet hatte, die Benutzung eines Zeichens mit den 
Buchstaben ZHW oder WZ für ihre Werbung oder Ausstattung 
usWo in der Zukunft zu unterlassen, ihr jedoch die Ver­
wendung des Zeichens Z mit Schienenquerschnitt auf einem 
Kreis unter Weglassung des daraufgesetzten W gestattet 
worden war, wurde von der Beklagten widerrufen« Bas Ober­
landesgericht hat in diesem Parallelprozeß durch Urteil 
vom 9o Bezember 1954 die Klägerin, die dort in der Be­
klagtenrolle auftrat, zur Unterlassung der Bezeichnung 
von ZHW und WZ verurteilte Im vorliegenden Rechtsstreit 
hat die Klägerin folgenden Feststellungsantrag gestellt*

Fs wird festgestellt, daß der Beklagten 
keine rechtlichen Einwendungen zustehe# 
dagegen, daß die Klägerin im Rahmen eines 
Kreises gezeichnet ein Bildzeichen ver­
wendet, dadurch gekennzeichnet, daß sich 
auf dem bildhaften Querschnitt einer mehr­
läufigen Schleuderschiene ein Z befindet, 
dessen unterer Querbalken unmittelbar mit 
dem Querschnitt der Vorhangschiene zu 
einer Einheit verwoben ist und daß sie* 
ein solches Zeichen nicht nur als Waren­
zeichen schützen läßt, als auch im ge-
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schäftlichen Verkehr Waren oder ihre Ver­
packung oder TMiüllung oder Ankündigungen, 
Preislisten, Gesfehäftsbrld^A,1 Empfehlungen,Rechnun­
gen oder dergleichen mit^em Zeichen ausstattet»

Pie Klägerin hat weiterhin folgenden Hilfsantrag gestellt?
Es wird festgestellt, daß der Beklagten .fceine 
rechtlichen Einwendungen zustehen dagegen, 
daß die Klägerin ein WZH im Rahmen eines 
Kreises gezeichnet und mit dem unteren 
Querstrich, des Z auf den Querschnitt einer 
mehrläufigen Schleuderschiene aufgesetzt, 
über dem Z ein kleines w in Eorm einer Krone 
für ihre geschäftliche Werbung verwendet, 
und zwar sowohl als Warenzeichen schützen 
läßt als auch im geschäftlichen Verkehr 
Waren oder ihre Verpackung oder Umhüllung 
oder Ankündigungen, Preislisten, Geschäfts­
briefe, Empfehlungen, Rechnungen oder der­
gleichen als Ausstattung verwendet«

Zur Begründung hat die Klägerin ausgeführts 
Pas Eeststellungsinteresse sei gegeben, weil die Beklagte 
sich entgegenstehender Rechte berühme« Sie habe das Zei­
chen, das Gegenstand ihres Hauptantrages bilde, als Waren­
zeichen angemeldet« Pie von der Beklagten in dem Parallel­
prozeß gegen ihre Zeichen ZHW und WZ vorgebrachten Beden­
ken könnten gegenüber diesem Zeichen schon deshalb nicht 
durchgreifen, weil sie nunmehr nur noch den Anfangsbuch­
staben Z ihres Hamens führe« Einzelbuchstaben als solche 
hätten überhaupt keine Schutzwirkungg keinesfalls könne 
die Beklagte den ausschließlichen Gebrauch des Buchstabens 
Z schlechthin für sich in Anspruch nehmen, weil er in KHZ 
vorkomme o Eine solche Monopolisierung sei nicht schütz-

twürdig« Außerdem begründe das jetzige Zeichen der Klägerin 
nicht die Gefahr einer Verwechslung« Pas Zeichen der Beklagten 
' bestehet aus drei dickbalkigen Pruckbuchstaben, Während 
dasjenige der Klägerin ein Phantasie Zeichen sei, nämlich 
ein Querschnitt einer Holzvorhangschiene und darin hinein-
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gebaut ein Z, mithin ein Beiwerk zu einem technischen Bild

Die Beklagte hat um JClagabweisung gebeten®

Sie hat weiterhin Widerklage erhoben und beantragt,
der Klägerin zu untersagen, sich bei dem 
Angebot, der Werbung und dem Vertrieb von 
Vorhangschienen eines Zeichens zu bedienen, 
dessen wesentliches Merkmal in einem Z, sei 
es mit oder ohne zusätzliches Beiwerk, be- 
s teht o

. Zur Begründung hat die Beklagte vorgebracht:

Die Klägerin, die wesentlich nach der Beklagten
die Herstellung und den Vertrieb'von Vorhangschienen auf- * » »genommen habe, versuche schon seit geraumer Zeit, den Ruf, 
den sich die Beklagte für ihre als MHZ-Schierien eingeführ­
ten und bekannten Schienen erworben habe, dadurch für sich 
nutzbar zu machen, daß sie ihre Schienen ebenfalls unter 
einer reinen Buchstabenbezeichnung anbiete und vertreibe® 
So habe die Klägerin Ende 1950 oder Anfäng 1951 ihre * 
Schienen unter dem Zeichen "JPZ" angeboten® Dann sei sie 
zu nHSGn bzw® Anfang 1952 zu MJZWn übergegangen® Endlich 
habe sie rtZHWM verwandt, was die Veranlassung zu dem Vor- 
prozeß gegeben habe® Die Beklagte habe den in diesem Pro­
zeß geschlossenen Vergleich widerrufen, weil sich bei 
näherer Prüfung ergeben habe, daß auch "Z" allein ver­
wechslungsfähig sei und die Interessen der Beklagten ver­
letze® Die Verwendung des Zeichens Z in eiie r das Zei­
chen als Blickfang beherrschenden Hervorhebung begründe 
unmittelbare Verwechslungsgefahr zu dem Zeichen MHZ der 
Beklagten, und zwar nicht nur hinsichtlich der bildmäßigen 
sondern auch hinsichtlich der akustischen Wirkung® Den 
Abnehmerkreisen, insbesondere den Hausfrauen, die meist
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nicht die beiden Zeichen vor Augen hätten, könne sehr 
leicht eine bildmäßige Verwechslung unterlaufene Hin­
sichtlich der Klangwirkung sei die Verwechslungsgefahr 
noch stärker, da sowohl bei MHZ-Schienen wie bei Z-Schie- 
nen der klangmäßige Nachdruck auf dem Buchstaben Z liege« 
Per Klägerin stehe ein unbegrenztes Feld von Möglichkeiten 
zur Bezeichnung ihrer Vorhangschienen zur Verfügung, ohne 
daß sie auf Buchstaben, die das eingeführte Zeichen der 
Beklagten aufweise, zurückgreifen müßte« Baß der Firmen­
name der Klägerin mit dem Buchstaben Z beginne, sei noch 
kein genügender Grund für die Benutzung eines derartigen 
Zeichens« Es käme der Klägerin offensichtlich darauf an, 
ihr Zeichen so zu wählen, daß sie von den Xauferkreisen 
mit dem eingeführten MHZ-Zeichen der Beklagten in Verbin­
dung gebracht werde und dadurch den Huf der Erzeugnisse 
der Beklagten ausnutze« Ein derartiges Heranschleichen an 
eingeführte Zeichen eines Mitbewerbers verstoße gegen § 1 
UWG« Selbst wenn aber eine unmittelbare Verwechslungsgefahr 
nicht bestehe, sei es unlauter, ein bekanntes Warenzeichen 
zu verwässern, indem man zwar eine nicht verwechslungs­
fähige, aber ähnliche Geschäftsbezeichnung benutze« Ra 
die Klägerin mit der Einführung des angegriffenen Zeichens 
begonnen und sich endgültig entschlossen habe, dieses auch 
künftig zu verwenden, sei der mit der Widerklage geltend 
gemachte Unterlassungsantrag begründet*

Die Klägerin hat beantragt, die Widerklage abzuwei­
sen, hilfsweise ihr eine Aufbrauchsfrist in angemessener 
Länge.zu gewähren« Bas Landgericht hat der Klage statt­
gegeben und die Widerklage abgewiesen« Bie hiergegen ein­
gelegte Berufung der Beklagten blieb erfolglos« Mit der 
Revision verfolgt die Beklagte ihren Widerklagantrag und 
ihren Antrag auf Abweisung der Klage weiter« Bie Klägerin



"bittet um Zurückweisung der Revision

Entscheid ungsgründes

Ao Gegen die Zulässigkeit des Festsfellungsbegehrens 
der Klägerin bestehen, soweit der geltend gemachte Haupt- 
anspruch in Präge steht, keine Bedenken« Das Rechtsschutz- 
bedürfnis für diesen Peststellungsantrag ergibt sich daraus, 
daß die Beklagte den Standpunkt vertritt, die Klägerin 
greife durch die Benutzung des fraglichen Zeichens in unzu­
lässiger Weise in ihre Kennzeichnungsrechte ein« Die Kläge­
rin hat somit ein schutzwürdiges rechtliches Interesse an 
einer Beseitigung der durch diese Rechtsberühmung hervor­
gerufenen Rechtsunsicherheit« Dieses rechtliche Interesse ist 
auch durch die auf Unterlassung' gerichtete Widerklage der 
Beklagten nicht entfallen (RG HRR 1940, 23)«

Dagegen kann für den Hilfsantrag der Peststellungs­
klage ein Rechtsschutzinteresse nicht anerkannt werden? denn 
über den Gegenstand dieses Hilfsantrages - die Benutzung 
der Bezeichnung Z mit darüber gesetztem kleinem w - schwebte 
bei Erhebung der vorliegenden Peststellungsklage bereits 
ein Rechtsstreit zwischen den Parteien, der inzwischen 
durch Urteil des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 9* Dezember^ 
1954 rechtskräftig zu Gunsten der Beklagten entschieden 
worden ist«

B« I« Da die Beklagte unstreitig für die Buchstabenzusammen­
stellung MHZ, die einen Bestandteil ihres Firmennamens und 
der für sie eingetragenen Warenzeichen bildet, Verkehrs­
geltung erlangt hat, kann,sie sich sowohl nach zeichenrecht­
lichen wie nach wettbewerbsrechtlichen Vorschriften gegen



die Benutzung von Warenbezeichnungen.zur Wehr setzen, die 
geeignet sind, eine Verwechslungsgefahr zu begründen (§ 16 
Abs 1 UnlWG; § 25, 31 WZG)« Hierbei ist das Erfordernis der 
Verwechslungsgefahr im Rahmen des wettbewerblichen Tatbe­
standes in gleicher Weise wie nach zeichenrechtlichen Grund­
sätzen zu beurteilen«

Dies ist vom Berufungsgericht auch nicht verkannt wor­
den« Bas Berufungsgericht geht vielmehr bei Prüfung der Ver­
wechslungsgefahr zunächst zutreffend davon aus, daß nicht 
etwa die Warenzeichen der Beklagten, sondern allein ihre im 
Verkehr durchgesetzte Waren- und Firmenkennzeichnung MHZ mit 
den in Frage stehenden Zeichen der Klägerin (Z mit Schienen­
querschnitt) nach Sinngehalt, sowie Bild- und Klangwirkung 
zu vergleichen sei« Auch der weitere Ausgangspunkt des Beru­
fungsgerichts, wonach in dem Zeichen der Klägerin der Buch­
stabe Z für jeden Beschauer ohne weiteres erkennbar ist und 
in erster Linie bei der Betrachtung ins Auge fällt, ist 
rechtlich nicht zu beanstanden« Schließlich kann auch der 
auf tatsächlichem Gebiet liegenden Würdigung des Berufungs­
gerichts, wonach bei einer Benutzung des umstrittenen Zei­
chens im geschäftlichen Verkehr mit Vorhangschienen damit ge­
rechnet werden muß, daß die Erzeugnisse der Klägerin im 
Verkehr als Z-Schienen bezeichnet werden, aus Rechtsgrün­
den nicht entgegengetreten werden« Es beruht jedoch auf 
einer rechtsirrigen Betrachtungsweise, wenn das Berufungs­
gericht gleichwohl eine Verwechslungsgefahr als nicht gegeben 
erachtet«

Fs ist der Revision zuzugeben, daß bereits die Erwä­
gungen, mit denen das Berufungsgericht die Verwechslungsfähig- 
keit der Zeichen als solcher verneint, in einzelnen Wendungen 
rechtlich nicht unbedenklich sind« So vergleicht das
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Berufungsgericht bei der Prüfung der Verwechslungsgefahr 
in bildlicher Hinsicht zu Unrecht die Wort- Bildzeichen 
der Beklagten mit der optischen Wirkung des Zeichens der 
Klägerin und erachtet es als bedeutsam, daß diese Zeichen 
"in der Binzeiausführung, in der äußeren Form und Zeich­
nung ganz verschiedenartig gehalten sind«," Da die Beklagte 
ihre Rechte in erster Linie aus ihrer im Verkehr durchge­
setzten Bezeichnung MHZ herleitet und ihre eingetragenen 
Warenzeichen nur unterstützend für ihr Unterlassungsbegehren 
herangezogen hat, war bei Prüfung der Bildwirkung allein 
diese Buchstabenzusammenstellung in jeder möglichen, der 
Beklagten freistehenden Ausgestaltung, also auch bei der 
Wahl der gleichen dickbalkigen Bruckbuchstabentype, wie sie 
die Klägerin verwendet, mit dem Zeichen der Klägerin in 
Vergleich zu setzen«. Rechtlich stellt sich hiernach bei 
7rüfung der Verwechslungsgefahr nach Klang und Bild im 
Streitfall stets nur das gleiche Problem, nämlich ob eine 
Verwechslungsfähigkeit der Zeichen deshalb ausscheidet, 
weil die Bezeichnung der Beklagten aus mehreren Buchstaben 
besteht, während das Zeichen der Klägerin nur einen Buch­
staben enthält, dieser aber mit dem letzten Buchstaben der 
Bezeichnung der Beklagten identisch ist*

Selbst wenn nun dem Berufungsgericht darin zu folgen 
wäre, daß auch in der Erinnerung des flüchtigen Burch- 
schnittsabnehmers der Unterschied haften bleibt, daß die 
eine Bezeichnung nur einen, die andere dagegen mehrere 
Buchstaben enthält, so rechtfertigt dies allein noch nicht 
die Folgerung, daß eine Verwechslungsgefahr im wettbewerb­
lichen oder zeichenrechtlichen Sinn nicht gegeben sei«. Denn 
für diese Frage ist nicht allein die Verwechselbarkeit der
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Zeichen als solcher maßgebend, sondern entscheidend 
ist, ob die in Betracht kommenden Abnehmerkreise - sei 
es auch durch eine erkennbar nur teilweise Übereinstim­
mung oder Angleichung der Zeichen - Gefahr laufen, die 
Herkunft der so bezeichneten Waren einem falschen Unter­
nehmen zuzuschreiben«. Insoweit ist im Streitfall aber 
folgendes zu berücksichtigen«

Die Parteien sind Konkurrenten auf dem Spezialge­
biet der Vorhangschienen« Innerhalb dieses an sich schon 
eng begrenzten Branchengebietes vertreiben beide Parteien 
unter den fraglichen Bezeichnungen Vorhangschienen aus 
Holzo Pie Bezeichnungen der Parteien treten sich somit 
bei Spezialwaren besonderer Ausgestaltung gegenüber« Piese 
wirtschaftliche Nähe der Waren, für die die fraglichen Be­
zeichnungen benutzt werden, steigert aber die Gefahr einer 
Verwechslung durch einander verwandte Kennzeichnungen® Pa- 
für aber, daß auf dem Warengebiet der Vorhangschienen be­
reits andere Buchstabenbezeichnungen im Verkehr seien, was 
unter Umständen eine Schwächung der Kennzeichnungskraft 
der Bezeichnung der Beklagten zur Folge haben könnte, ist 
nichts dargetan (BGHZ 19, 367 / 3 7 & / und die dort angeführten 
weiteren Entscheidungen des Senats)o Ist hiernach aber davon 
auszugehen, daß bislang allein die Beklagte ihre Vorhang­
schienen unter einer Buchstabenbezeichnung auf den Markt 
brachte und diese Bezeichnung im Verkehr als Hinweis auf 
ihre Erzeugnisse verstanden wird, so ist die Gefahr nicht 
von der Hand zu weisen, daß Abnehmerkreise der Beklagten, 
wenn ihnen nunmehr Z-Schienen angeboten werden, dem Irrtum 
unterliegen, es handle sich nur um die abgekürzte Kenn­
zeichnung der ihnen bekannten MHZ-Schjenen der Beklagteno

Aber auch wenn den in Betracht kommenden Verkehrs-
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kreisen nicht entgehen sollte, daß es sich bei dem Zeichen 
der Klägerin um ein neues, von den eingeführten MHZ-Zeichen . 
verschiedenes Zeichen handelt, darf bei Beurteilung der Ver- 
wechslungsgefahr nicht außer acht gelassen werden, daß der 
Verkehr gerade bei derartigen Spezialkonstruktionen geneigt 
ist, reine Buchstabenbezeichnungen als Sortenkennzeichnungen 
zu werten«. Werden nun Vorhangschienen unter einer neuen Buchsia]^- 
bezeichnung angeboten, so liegt es nahe, auch die so bezeich- 
neten Schienen demjenigen Geschäftsbetrieb als Herkunftsstätte 
zuzuschreiben, von dem bislang als einzigem Betrieb der Bran­
che bekannt ist, daß er für Vorhangschienen eine Buchstaben- 
bezeichnung führte Der Verkehr neigt bei solcher Sachlage f  
zu der Annahme, es handle sich nur um eine andere Art der
aus dem gleichen Geschäftsbetrieb“stammenden Warengattung«.

♦

Biese Gefahr einer Irreführung über die Herkunftsstätte wird 
im Streitfall noch dadurch gefördert, daß die Bezeichnungen 
der Parteien gerade ih dem besonders einprägsamen Buchstaben 
Z Übereinstiramen, der zudem der letzte Buchstabe in der der 
Beklagten geschützten Bezeichnung ist und deshalb im Verkehr 
leicht als Stammzeichen der Beklagten aufgefaßt werden kann«. 
Auch in einem solchen Pall aber liegt eine Verwechslungs­
gefahr im engeren Sinn, also hinsichtlich der Unternehmens- 
Identität^ vor (I ZR 171/54 vom 12«, Oktober 1956 /Venosta­
sin/? I ZR 158/55 vom 25o Januar 1957 /Earo-as/)«. Ä

t

Aber selbst wenn die von der Klägerin geweilte Be­
zeichnung nicht zu falschen Vorstellungen über die Identi­
tät der Herkunftsstatten verleiten sollte, so begründet 
sie doch jedenfalls eine Verwechslungsgefahr im weiteren 
Sinn, indem sie fälschlicherweise Beziehungen geschäft­
licher, wirtschaftlicher, organisatorischer oder sonstiger 
Art zwischen den Parteien vermuten läßt© Denn auch wenn

: k
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die maßgebenden Abnehmerkreise die beiderseitigen Bezeich­
nungen nicht als solche -verwechseln, so kann ihre Ähnlich­
keit doch falsche Vorstellungen über einen Unternehmenszu^ 
sammenhang zwischen den Parteien erwecken® Auch eine Täu­
schungsgefahr in dieser Richtung aber wird dadurch nahege­
legt, daß sich die fraglichen Bezeichnungen auf einem Spe­
zialwarengebiet begegnen, auf dem die Kennzeichnung MHZ der 
Beklagten bereits Verkehrsgeltung erlangt hat, ohne daß 
die Klägerin etwa darzutun vermocht hätte, daß reine Buchsta- 
benbezeichnungen für Vorhangschienen auch von anderen Firmen 
der einschlägigen Branche verwendet würden.

Abschließend sei zur Frage der Verwechslungsgefahr 
noch auf folgendes hingewiesen% Wenn auch die subjektiven 
Vorstellungen und Absichten, von denen sich die Klägerin 
bei der Wahl ihrer Bezeichnung hat leiten lassen, für die 
Verwechslungsgefahr, die nach objektiven Gesichtspunkten zu 
beurteilen ist, nicht unmittelbar maßgebend sind, so kann 
doch das Gesamtverhalten der Klägerin aufschlußreich für 
eine Täuschung sab sicht sein und damit zugleich als Indiz 
für eine Verwechslungsgefahr gewertet werden (RG GRIJR 
1939? 849 /S5j7> I ZR 158/55 vom 25o Januar 1957 / : • 

/karo-as7)o Es ist nun der Revision zuzugeben, 
daß der Klägerin eine Fülle von Kennzeichnungsmitteln für 
ihre Vorhangschienen zur Verfügung standen, die keinerlei 
Verwandtschaft mit der im Verkehr eingeführten Bezeichnung 
der Beklagten aufweisen® Es bestand deshalb für die Kläge­
rin nicht der geringste Zwang, in Übereinstimmung mit der 
bekannten Kennzeichnung der Beklagten für ihre Vorhang­
schienen gleichfalls eine reine Buchstabenbezeichnung zu 
wählen® Wenn die Klägerin gleichwohl ihre Erzeugnisse zu­
nächst mit IPZ dann mit IZW und schließlich ZHW und ZW

!
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(ein Z in einem Kreis and ein kleines darübergesetztes w) 
bezeichnete und erst, nachdem die Beklagte wegen der beiden 
letzten Bezeichnungen Unterlassungsklage erhoben hatte, zu 
dem im vorliegenden Rechtsstreit umstrittenen Zeichen über­
ging, so ist aus diesem Verhalten der Beklagten ihr plan­
mäßiges Bestreben zu entnehmen, durch eine Anlehnung an die 
im Verkehr durchgesetzte Bezeichnung der Beklagten zumindest 
eine Gedankenverbindung zu dem guteingeführten Unternehmen 
der Beklagten herzustellen, um auf diese Weise Werbevorteile 
für ihr eigenes Unternehmen zu erreichen» Daraus, daß die 
Klägerin die Zeichen WHZ und WZ aufgegeben hat, die auch das 
Berufungsgericht als wettbewerbswidrig ansieht, kann entge­
gen der Ansicht des Berufungsgerichts nicht entnommen werden, 
daß sie bei der Wahl der nur noch aus dem Buchstaben Z be­
stehenden Bezeichnung ehrlich bestrebt war, zu einer einwand­
freien Kennzeichnung zu kommen, die es von vornherein aus­
schließt, den Ruf der gut «eingeführten Erzeugnisse der Be­
klagten ihrer eigenen Werbung vorzuspannen» Vielmehr ist die­
ses allmähliche Zurückweichen der Klägerin allein unter dem 
Druck der Unterlassungsklage der Beklagten erfolgt» Wenn aber 
die Klägerin trotz der Beanstandungen der Beklagten nicht 
etwa zu einer Wortbezeichnung übergegangen ist, sondern an 
einer Buchstabenbezeichnung unter Verwendung des besonders 
charakteristischen Buchstaben Z in der Kennzeichnung der 
Beklagten festhält, so deutet dies auf ihre Absicht hin, 
durch diese Art der Bezeichnung die Erinnerung an das be­
kannte Unternehmen der Beklagten wachzurufen und^durch diese 
«anlehnende” Werbung einen Wettbewerbsvorsprung vor anderen 
Konkurrenten zu erlangen» Dieses Verhalten der Klägerin aber, 
die als Konkurrentin der Beklagten die beste Kennerin der 
wettbewerblichen Verhältnisse auf dem einschlägigen Waren­
gebiet ist, bildet einen weiteren Anhalt für die tatsächlich 
gegebene Verwechslungsgefahr»



~ 14 -

Der Rechtsfehler des Berufungsurteils liegt darin, daß 
das Berufungsgericht hei Prüfung der Verwechslungsgefahr allein 
auf einen Vergleich der Bezeichnungen als solcher abstellt und 
die Gedankenverbindungen nicht berücksichtigt hat, die sich 
für die in Betracht kommenden Verkehrskreise aus der Verwen­
dung einer Buchstabenbezeichnung für Vorhangschienen ergibt, 
die mit der im Verkehr durchgesetzten Buchstabenbezeichnung 
der Beklagten im Endbuchstaben übereinstimmt0 Da wegen dieser 
möglichen und nach der Lebenserfahrung naheliegenden Gedan­
kenverbindungen eine Verwechslungsgefahr sowohl nach zeichen­
rechtlichen wie wettbewerbsrechtlichen Grundsätzen zu beja­
hen ist, die Beklagte sich somit gemäß §§ 25, 31 WZG, § 16 
Abs 1 UnlWG einer Benutzung des Z-Zeichens der Klägerin im 
geschäftlichen Verkehr mit Vorhangschienen widersetzen kann, 
bedarf es keiner Prüfung, ob etwa die Beklagte der Verwen­
dung dieses Zeichens auch aus § 1 UnlWG oder dem Gesichts­
punkt der Verwässerung entgegentreten kann«

Der Hauptantrag der Eeststellungsklage erweist sich 
hiernach als unbegründet® Eine sachliche Auseinandersetzung 
mit dem Hilfsantrag der Beststeilungsklage aber erübrigt 
sich, weil insoweit ein Eeststellungsinteresse im Hinblick 
auf den zwischen den Parteien geführten Parallelprozeß nicht 
anerkannt werden kann®

IIo Die auf Unterlassung gerichtete Widerklage der 
Beklagten hat das Berufungsgericht in erster Linie mit 
der Begründung zurückgewiesen, daß dieses Klagebegehren, 
soweit es sich gegen die Bezeichnung Z mit untersetztem 
Schienenprofil richte, unbegründet sei, weil durch die 
Benutzung eines Z-Zeichens in dieser Ausgestaltung eine 
Verwechslungsgefahr nicht heraufbeschworen werde® Dem kann
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aus den oben d arge legten Gründen nicht gefolgt werden»

.Dagegen ist dem Berufungsgericht beizupflichten, daß 
der Widerklageantrag zu unbestimmt und allgemein gefaßt 
ist, soweit er schlechthin das Verbot der Benutzung eines 
Zeichens im geschäftlichen Verkehr mit Vorhangschienen 
anstrebt, dessen wesentliches Merkmal in einem Z, sei 
es mit oder ohne schmückendes Beiwerk, besteht» Grundsätz­
lich kann sich ein Unterlassungsantrag stets nur gegen eine 
konkrete Verletzungsform richten» Bei der Vielfältigkeit t  
der Möglichkeiten, durch Wort- oder Bildzusätze den charak­
teristischen Gehalt eines Zeichens zu verändern, läßt sich 
von vornherein gar nicht absehen, durch welche Zusätze zu 
dem beanstandeten Zeichenbestandteil eine Verwechslungsgefahr 
etwa ausgeschaltet werden könnte» Die Beurteilung aber, ob 
trotz der Beifügung von ”schmückendem Beiwerk” das Z im 
Zeichen der Klägerin das f,we sent liehe” Zeichenmerkmal bleibt, 
kann nicht der Vollstreckungsinstanz überlassen bleiben» Die 
Widerklage kann deshalb keinen Erfolg haben, soweit sie sich 
ihrer Passung nach auch auf Verletzungsformen erstreckt, 
die in ihrer konkreten Ausgestaltung nicht näher beschrieben 
sind o ^

Dies gilt auch, soweit ein Verbot der Bezeichnung Z 
ohne zusätzliches Beiwerk begehrt wird» Dem Unterlassungs­
antrag fehlt es zwar insoweit nicht an der erforderlichen 
Bestimmtheit» Er muß aber daran scheitern, daß die Klägerin 
ausdrücklich bestritten hat, die Bezeichnung Z jemals in 
dieser Form verwendet zu haben noch künftig verwenden zu 
wollen und die Beklagte nichts Gegenteiliges dai;zutun ver-
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III. Dem gegenüber der Widerklage gestellten Hilfsantrag 
der Klägerin, ihr eine Aufbrauchsfrist in angemessener länge 
zu gewähren, war nicht stattzugeben« An sich kann zwar eine 
solche Frist auch in der Hevisionsinstanz zugebilligt werden 
(RG MuW 1933, 294 /596 links/)« Billigkeitsgründe, die die 
Gewährung einer solchen Frist rechtfertigen könnten, sind 
aber im Streitfall nicht ersichtlicho Die Klägerin hat 
keine Tatsachen dargetan, aus denen zu entnehmen wäre, daß 
ihr unverhältnismäßige Nachteile erwachsen, falls ihr keine 
Aufbrauchsfrist zur Verfügung steht« Andererseits kann auch 
eine befristete Weiterbenutzung der fraglichen Bezeichnung 
durch die Klägerin, die mit den gleichen Erzeugnissen mit 
der Beklagten im Wettbewerb steht, der Beklagten einen ernst­
haften Schaden zufügen« Es kommt hinzu, daß die Klägerin das 
umstrittene Zeichen ohne jede zwingende Notwendigkeit gewählt 
und trotz des Widerspruchs der Beklagten in Benutzung ge­
nommen hat« Die Klägerin hat damit bewußt das Risiko auf 
sich genommen, ihr mit diesem Zeichen versehenes Werbema- 
tcrial nicht weiter verwenden zu dürfen, falls sich der 
Widerspruch der Beklagten als berechtigt erweisen sollte« 
Berücksichtigt man schließlich, daß die Klägerin bereits 
mit ihren früheren Bezeichnungen in unzulässiger Weise in 
die Kennzeichnungsrechte der Beklagten eingegriffen hat, 
so liegt vom Standpunkt billiger Interessenabwägung kein 
ausreichender Grund vor, der Klägerin die beantragte Schon­
frist zu- gewähren«

IV« Auf die Revision der Beklagten war nach alledem - unter 
Zurückweisung der weitergehenden Revision - das Berufungs-

%
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urteil dahin abzuändern, daß die Peststellungsklage der 
Klägerin abzuweisen und der Widerklage der Beklagten mit 
der Einschränkung stattgttfgeben war, daß sich das Verbot 
nur gegen die Verwendung eines Zeichens im geschäftlichen 
Verkehr mit Vorhangschienen richtet, das im Rahmen eines 
Kreises ein Z zeigt, dessen unterer Querschnitt mit dem 
Querschnitt einer Holzschiene verbunden ist«

Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 ZPO«

Wfcinkauff Krüger-Nieland JTast-elski

Weiß Spreng
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